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1. Instanz

Aktenzeichen S 34 BA 29/19 ER
Datum 21.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 245/19 B ER
Datum 27.04.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Duisburg vom 21.10.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Antragstellerin trÃ¤gt auch
die Kosten des Beschwerdeverfahrens. Der Streitwert fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren wird auf 13.551,63 Euro festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des
Sozialgerichts (SG) Duisburg vom 21.10.2019 ist nicht begrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Beschwerdeverfahrens ist nach dem Antrag der Klage, deren
aufschiebende Wirkung begehrt wird (SG Duisburg, S 34 BA 69/19), (allein) die
Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung der
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer S und K N. Nicht hingegen wendet sich die
Antragstellerin gegen Beitragsnachforderungen im Ã�brigen.

Das SG hat (hierauf bezogen) zu Recht abgelehnt, die aufschiebende Wirkung der
von der Antragstellerin am 18.7.2019 erhobenen Klage gegen den Bescheid der
Antragsgegnerin vom 28.2.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
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18.6.2019 anzuordnen. Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat auf
die zutreffenden und ausfÃ¼hrlichen GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung
des SG Bezug, denen er sich vollinhaltlich anschlieÃ�t (vgl. Â§ 142 Abs. 2 S. 3
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).

Das Beschwerdevorbringen rechtfertigt keine abweichende Beurteilung.

Aus der zwischenzeitlich mit notariellem Vertrag vom 28.11.2019 (Urkundenrolle
Nr.: x/2019 des Notars B H mit dem Amtssitz in B) erfolgten Ã�bertragung von
GeschÃ¤ftsanteilen, wonach K N nunmehr einen GeschÃ¤ftsanteil von 78,33 % an
der Antragstellerin hÃ¤lt, ergibt sich fÃ¼r den hier relevanten Zeitraum vom
1.1.2014 bis 31.12.2017 keine andere Beurteilung. Die in Abschnitt III. Â§ 2 Abs. 4
dieser notariellen Urkunde vereinbarte RÃ¼ckwirkung der AnteilsÃ¼bertragung
zum 15.11.2016 ist gesellschaftsrechtlich nicht wirksam und verÃ¤ndert damit nicht
die nach gesellschaftsrechtlichen Gesichtspunkten zu beurteilende Rechtsmacht.
Die Wirksamkeit der Abtretung der Gesellschaftsanteile tritt erst mit ErfÃ¼llung
sÃ¤mtlicher Voraussetzungen nach den Â§Â§ 15 Abs. 3, 16 Abs. 1 S. 1, 40 des
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrÃ¤nkter Haftung (GmbHG) und
somit der notariellen Beurkundung und Aufnahme der Gesellschafterliste in das
Handelsregister ein. Eine RÃ¼ckwirkung des Zeitpunkts, in dem die Anteile
Ã¼bergehen, kÃ¶nnen die Parteien nicht mit dinglicher Wirkung, sondern nur mit
â�� allein das InnenverhÃ¤ltnis betreffender â�� schuldrechtlicher Wirkung
vereinbaren (vgl. BGH Urt. v. 19.1.1987 â�� II ZR 81/86 â�� juris Rn. 10; Bayer in:
Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz Kommentar, 20. Aufl. 2020, Â§ 15 GmbHG, Rn.
42). Derartige rein schuldrechtlich, aber nicht gesellschaftsrechtlich wirkende
Vereinbarungen sind sozialversicherungsrechtlich ohne Bedeutung (vgl. BSG Urt. v.
14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� juris Rn. 22).

Gleiches gilt im Ergebnis fÃ¼r die Ã�nderung des Gesellschaftsvertrags in Abschnitt
II. Nr. 4 der notariellen Urkunde v. 28.11.2019. Diese ist gem. Â§ 54 Abs. 3 GmbHG
erst mit der Eintragung in das Handelsregister wirksam geworden; die
rÃ¼ckwirkend eintretende gesellschaftsrechtliche Wirksamkeit ist damit
ausgeschlossen. Eine â�� wie von der Antragstellerin gewÃ¼nschte â��
Einbeziehung nachtrÃ¤glicher (satzungsrechtlicher) Ã�nderungen und damit eine ex-
post-Betrachtung der versicherungsrechtlichen Beurteilung widerspricht dem
Erfordernis hinreichender Rechtssicherheit fÃ¼r den Rechtsverkehr im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis der Gesellschaft. Im InnenverhÃ¤ltnis rÃ¼ckwirkend getroffene
Vereinbarungen abweichend von den im Handelsregister verÃ¶ffentlichten
gesellschaftsvertraglichen Regelungen genÃ¼gen nicht dem â�� von der
Antragstellerin selbst zitierten â�� Grundsatz der Vorhersehbarkeit
sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde. Im Interesse sowohl der
Versicherten als auch der VersicherungstrÃ¤ger ist die Frage der (bestehenden oder
fehlenden) Versicherungspflicht wegen SelbststÃ¤ndigkeit oder abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigung schon zu Beginn der TÃ¤tigkeit, d.h. auf der Grundlage der zu
diesem Zeitpunkt vorliegenden tatsÃ¤chlichen und rechtlichen Begebenheiten, zu
klÃ¤ren, weil es darauf nicht nur fÃ¼r die Entrichtung der BeitrÃ¤ge, sondern auch
fÃ¼r die Leistungspflichten der SozialversicherungstrÃ¤ger und fÃ¼r die
LeistungsansprÃ¼che des Betroffenen ankommt (vgl. BSG Urt. v. 14.3.2018 â�� B
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12 KR 13/17 R â�� juris Rn. 22 m.w.N.; BSG Urt. v. 11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14 R
â�� juris Rn. 27 m.w.N.).

Zutreffend fÃ¼hrt die Antragstellerin selbst aus, dass die ursprÃ¼nglich zwischen
ihren Gesellschaftern getroffene Stimmbindungsvereinbarung allein nicht geeignet
war, den Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern S und K N bei jeweiligen
GeschÃ¤ftsanteilen von 41,67% im streitigen Zeitraum eine â�� SelbststÃ¤ndigkeit
begrÃ¼ndende â�� hinreichende Rechtsmacht innerhalb der GmbH zu vermitteln
Diese Vereinbarung hat keine unmittelbare gesellschaftsrechtliche Rechtsmacht
entfaltet; ihr kam vielmehr lediglich eine (wie dargelegt nicht ausreichende)
schuldrechtliche Wirkung zwischen den Vertragsparteien des
Stimmbindungsvertrages zu (vgl. z.B. BSG Urt. v. 14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R
â�� juris Rn. 22; Urt. v. 11.11.2015 â�� B 12 KR 10/14 R â�� juris Rn. 30). Eine
derartige auÃ�erhalb der Satzung selbst statuierte Abrede birgt â�� jedenfalls
abstrakt â�� die Gefahr, durch eine nachtrÃ¤gliche AbÃ¤nderung zuvor getroffener
Abreden rechtsmissbrÃ¤uchlich rÃ¼ckwirkend Versicherungsfreiheit zu generieren.

Nichts anderes gilt daher auch fÃ¼r die BekrÃ¤ftigung der
Stimmbindungsvereinbarungen vom 19.12.2013 und 1.12.2016 in III. Â§ 2 Abs. 4
der notariellen Urkunde v. 28.11.2019 sowie des schuldrechtlichen Vetorechts der
geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden Gesellschafter in II. Nr. 4 dieser notariellen Urkunde, weil es
sich trotz der Aufnahme in eine notarielle Urkunde nach wie vor um Vereinbarungen
auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrages (Satzung) handelt, die daher die nach den
gesellschaftsrechtlichen VerhÃ¤ltnissen zu beurteilende Rechtsmacht ebenfalls
nicht zugunsten der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, die lediglich Ã¼ber
Minderheitsbeteiligungen verfÃ¼gten, verschieben kÃ¶nnen (vgl. BSG Urt. v.
14.3.2018 â�� B 12 KR 13/17 R â�� juris Rn. 22).

Soweit die Antragstellerin geltend macht, dass die "Abtretung des
Gesellschaftsanteils und die Aufnahme der Gesellschafterliste dazu fÃ¼hre, dass
fÃ¼r die Ã�ffentlichkeit und die SozialversicherungstrÃ¤ger Klarheit herrsche, bevor
eine Entscheidung Ã¼ber den erlassenen Bescheid ergangen" sei, Ã¤ndert dies
nichts daran, dass in der Vergangenheit bereits versicherungs- und damit
beitragspflichtige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse der Gesellschafter-
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer begrÃ¼ndet worden sind, ohne dass es hierfÃ¼r einer
Entscheidung des prÃ¼fenden RentenversicherungstrÃ¤gers bedurft hÃ¤tte. Die
Beitragsschuld der Antragstellerin ist unmittelbar kraft Gesetzes entstanden (vgl. 
Â§Â§ 22 ff. Viertes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB IV). Da vorliegend die
Antragstellerin der ihr aus Â§ 28a SGB IV obliegenden Meldeverpflichtung sowie aus
Â§ 28e Abs. 1 S. 1 SGB IV folgenden Verpflichtung zur Zahlung des
Gesamtsozialversicherungsbeitrages insoweit nicht nachgekommen ist, dient der
BetriebsprÃ¼fungsbescheid gem. Â§ 28p SGB IV der Sicherung der
Beitrags(nach-)entrichtung zu den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung (vgl.
BSG Urt. v. 14.7.2004 â�� B 12 KR 1/04 R â�� juris Rn. 44).

Die Antragstellerin kann sich auch nicht darauf berufen, dass es "erst frÃ¼hestens
seit dem Jahre 2018" eine gesicherte Rechtsprechung des BSG zur
versicherungsrechtlichen Beurteilung des Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers gebe.
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Eine hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung erzeugt schon grundsÃ¤tzlich kein
Gesetzesrecht und somit auch kein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen in ihren
Fortbestand (vgl. BSG Urt. v. 19.9.2019 â�� B 12 R 25/18 R â�� juris Rn. 20 m.w.N.).
Aus einer (vermeintlich) fehlenden Rechtsprechung kÃ¶nnen erst recht keine
AnsprÃ¼che hergeleitet werden.

Die Antragstellerin kann sich schlieÃ�lich nicht mit Erfolg auf das Vorliegen einer
mit der Vollziehung des Beitragsbescheides verbundenen unbilligen HÃ¤rte berufen,
wie bereits das SG mit ausfÃ¼hrlicher und zutreffender BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt
hat (vgl. Â§ 142 Abs. 2 S. 3 SGG). ErgÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass im
Falle der Krise einer GmbH eine â�� zum Teil auf eine entsprechende Anwendung
des Â§ 87 Abs. 2 Aktiengesetz, zum Teil auf die Treuepflicht gestÃ¼tzte â��
Verpflichtung des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers anerkannt ist, seine festen BezÃ¼ge
(zeitweilig) zu reduzieren. UnterlÃ¤sst er dies, kann sich daraus ein
Schadenersatzanspruch der GmbH ergeben (vgl. Senatsurt. v. 24.10.2018 â�� L 8 R
617/17 â�� juris Rn. 107 m.w.N.). Auch hierzu ist nicht vorgetragen worden, ob und
ggf. inwieweit die Antragstellerin dies umgesetzt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 2
Verwaltungsgerichtsordnung.

Die Entscheidung Ã¼ber den Streitwert beruht auf Â§Â§ 197a SGG i.V.m. Â§Â§ 52, 
47 Abs. 1, 53 Abs. 2 Nr. 4 Gerichtskostengesetz und berÃ¼cksichtigt, dass in
Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtschutzes, die Beitragsangelegenheiten betreffen,
regelmÃ¤Ã�ig nur ein Viertel des Wertes der Hauptsache einschlieÃ�lich etwaiger
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als Streitwert anzusetzen ist (vgl. z.B. Senatsbeschl. v.
21.2.2012 â�� L 8 R 1047/11 B ER â�� juris Rn. 38 m.w.N.).

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 08.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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